
Vor 7 Jahren begann Thomas Pollmächer
in dieser Zeitschrift in der Debatte zur
„Ordnungspolitischen Funktion der Psy-
chiatrie“ seinen Kontra-Beitrag mit dem
Satz: „Die gesamte Medizin, und damit
auch die Psychiatrie und Psychotherapie,
folgt einem gemeinsamen moralischen
Kodex, der stets das Individuum in sein
Zentrum stellt“ [1] und er forderte die
Orientierung an den 4 biomedizinisch-
ethischen Grundprinzipien Selbstbestim-
mung, Nichtschaden, Fürsorge und Ge-
rechtigkeit [2].
Martin Zinkler und Sebastian von Peter
haben vor einigen Monaten den Artikel
„Ohne Zwang – ein Konzept für eine aus-
schließlich unterstützende Psychiatrie“
publiziert [3]. Dort wird eine Psychiatrie
entworfen, in der die individuellen Frei-
heitsrechte gerade vor dem Hintergrund
der UN-Behindertenrechtskonvention
oberste Priorität haben. Der Grundge-
danke dieses von den Autoren als „neues
System“ bezeichneten Psychiatriekon-
zepts ist für jeden sozialpsychiatrisch ori-
entierten Menschen sofort nachvollzieh-
bar – es geht um Gleichbehandlung, um
die konsequente Umsetzung der Men-
schenrechte bei der Behandlung psy-
chisch kranker Menschen, um den Res-
pekt vor der Eigenverantwortung und
dem freien Willen der Betroffenen.
Menschen, die fachliche Hilfen ablehnen
oder als fremdgefährlich im Rahmen
ihrer Erkrankung eingeschätzt werden,
können im „neuen System“ nicht mehr
in die Psychiatrie eingewiesen werden.
Die Polizei würde „…die Person fragen,
ob sie eine psychiatrische Untersuchung,
eine psychosoziale Beratung oder Hilfe in
Anspruch nehmen möchte. Erst wenn
diese Frage bejaht würde, kämen die
psychosozialen Dienste zur Person… Zu
jeder Zeit aber unterläge der Kontakt
zur Psychiatrie der Entscheidung der Per-
son“. Etwas weniger deutlich formulie-
ren sie dann im Folgenden, was mit den

psychisch kranken Menschen geschieht,
die fremdgefährdend sind: Sie verblei-
ben in polizeilichem Gewahrsam und
kommen dann gegebenenfalls in Haft.
Eine Psychiatrie ohne Zwang, ohne Ge-
walt, alles ist freiwillig und die Freiheit
ist das höchste Gut. Das wird bei vielen
Medien und Stakeholdern gut ankom-
men. Aber ist das nicht auch eine Form
des „Populismus“? Denn es wird nicht
klar weitergedacht, was dies für den ein-
zelnen Betroffenen bedeuten kann. Was
geschieht im Fall der akuten Suizidalität
im Rahmen einer schweren Depression
oder persönlichen Lebenskrise? Kann
man hier stets von selbstbestimmtem
Wollen sprechen? Die Frage stellt sich
aber auch und gerade bei fremdgefähr-
denden Menschen, die aufgrund einer
Erkrankung (etwa ein Delir oder eine
schizophrene Psychose) vorübergehend
„außer sich“ sind. Gemäß dem Modell
von Zinkler und von Peter kämen diese
dann in Haft. Damit wird in der biomedi-
zinisch-ethischen Bewertung der Aspekt
der Selbstbestimmung und einer abs-
trakten Gerechtigkeit – aus unserer Sicht
unzulässigerweise – über die Prinzipien
der Fürsorge und des Nichtschadens ge-
stellt. Wer der Verhandlung des Bundes-
verfassungsgerichts zur Fixierung in der
Psychiatrie am 30.1.2018 beigewohnt
hat (2 BvR 309/15), erinnert sich sicher
an den spontanen Kommentar von Präsi-
dent Voßkuhle nach den Ausführungen
des in Großbritannien tätigen Psychia-
ters Peter Lepping, dass ein tobender
Patient nach 2 misslungenen Festhalte-
maßnahmen der Polizei überstellt wird:
„Dann bin ich lieber in Deutschland.“
Wir halten das Konzept in der vorliegen-
den Form für unmenschlich. Eine solche
„ausschließlich unterstützende Psychia-
trie“ kann nicht ohne die sie umgebende
gesellschaftliche und politische Land-
schaft gedacht und entwickelt werden –
oder sie bleibt eine kommunikative „Bla-
se“, die sich nicht um das schert, was an
anderen Stellen der gleichen Gesell-

schaft möglich ist oder eben nicht. Dass
Versorgung psychisch kranker Menschen
in Gefängnissen sowohl in Deutschland
wie auch international derzeit zwischen
defizitär und skandalös einzuordnen ist,
ist ein offenes Geheimnis [4–6]. Wozu
ein solches „Wegducken“ der psychiatri-
schen Versorgung für unliebsame Men-
schen führt, zeigt das Beispiel der USA:
Dort finden sich inzwischen mehr psy-
chisch kranke Menschen in Gefängnissen
als in psychiatrischen Kliniken [7] bei
einer desaströsen Versorgung der psy-
chisch kranken Menschen in den Gefäng-
nissen.
Das lange diskutierte Bayerische Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz von 2018
hat im Artikel 5, den Voraussetzungen
der Unterbringung, formuliert, dass
Menschen, die zum Zeitpunkt der akuten
Krise einsichts- und steuerungsfähig
sind, nicht gegen ihren Willen unterge-
bracht werden dürfen – selbst wenn sie
wegen einer psychischen Erkrankung
eigen- oder fremdgefährdend sind. Men-
schen, die aber aufgrund einer psy-
chischen Erkrankung in dieser Hinsicht
erheblich beeinträchtigt sind, können
bei Eigen- und Fremdgefährdung psychi-
atrisch untergebracht werden. Sie sind in
einer psychiatrischen Klinik nach unserer
Erfahrung deutlich besser aufgehoben
als im Polizeigewahrsam oder in Haft.
Das entspricht auch der Position, die
Szmukler kürzlich für die World Psychia-
tric Assocation (WPA) formuliert hat:
„An absolute prohibition on involuntary
treatment is, at least at present, not
thinkable“ ([8], S.40).
Wir als in Psychiatrie und Psychotherapie
Tätige haben keinerlei Interesse daran,
ordnungspolitische Aufgaben des Staa-
tes zu übernehmen. Unstrittig ist, dass
die Versorgung fremdgefährdender
Menschen im Krankenhaus Zwang und
Gewalt mit sich bringen kann. Wir gehen
aber davon aus, dass diese Menschen bei
den gegebenen gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen besser im Kranken-
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haus als bei der Polizei aufgehoben sind.
Noch besser wäre aber, und da nähern
wir uns der Zukunftsprojektion von Zink-
ler und von Peter wieder sehr an, wenn
durch einen Ausbau von Angeboten des
Krisendienstes, der stationsäquivalenten
Behandlungen, des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes und der aufsuchenden am-
bulanten Versorgung, mit der Hilfe von
Behandlungsverfügungen und mit der
niederschwelligen Unterstützung durch
Genesungsbegleiter und Selbsthilfenetz-
werke, möglichst viele dieser Situationen
im Vorfeld vermieden werden könnten.
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